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Synopse Referentenentwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 
Stand 20.2.2024 

Das Bundesdatenschutzgesetz vom 30. Juni 2017 
(BGBl. I S. 2097), zuletzt geändert durch Ar%kel 
10 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1858; 2022 I 1045) 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 
BR-Drs 72/24: 9.2.2024 

Teil 1 Gemeinsame Bes%mmungen 

Kapitel 1 Anwendungsbereich und Begriffsbes%mmungen 
§ 1 Anwendungsbereich des Gesetzes 
(4) Dieses Gesetz findet Anwendung auf öffentliche 

Stellen. Auf nichtöffentliche Stellen findet es Anwen-

dung, sofern 

1. der Verantwortliche oder Au-ragsverarbeiter 

personenbezogene Daten im Inland verarbei-

tet, 

2. die Verarbeitung personenbezogener Daten 

im Rahmen der Tä4gkeiten einer inländischen 

Niederlassung des Verantwortlichen oder Auf-

tragsverarbeiters erfolgt oder 

3.  der Verantwortliche oder Au-ragsverarbeiter 

zwar keine Niederlassung in einem Mitglied-

staat der Europäischen Union oder in einem 

anderen Vertragsstaat des Abkommens über 

den Europäischen Wirtscha-sraum hat, er 

aber in den Anwendungsbereich der Verord-

nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 27. April 2016 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-

tung personenbezogener Daten, zum freien 

Datenverkehr und zur Au>ebung der Richtli-

nie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 

(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 

22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) 

in der jeweils geltenden Fassung fällt. 

(4) Dieses Gesetz findet Anwendung auf öffentliche 

Stellen. Auf nichtöffentliche Stellen findet es Anwen-

dung, sofern 

1. der Verantwortliche oder Au-ragsverarbeiter 

personenbezogene Daten im Inland verarbei-

tet, 

2. die Verarbeitung personenbezogener Daten 

im Rahmen der Tä4gkeiten einer inländi-

schen Niederlassung des Verantwortlichen 

oder Au-ragsverarbeiters erfolgt oder 

3.  der Verantwortliche oder Au-ragsverarbei-

ter zwar keine Niederlassung in einem Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder in ei-

nem anderen Vertragsstaat des Abkommens 

über den Europäischen Wirtscha-sraum hat, 

die Datenverarbeitung aber im Zusammen-

hang damit steht, 

a. betroffenen Personen im Inland Wa-

ren oder Dienstleistungen anzubie-

ten, unabhängig davon, ob von die-

sen betroffenen Personen eine Zah-

lung zu leisten ist oder 

b. das Verhalten betroffener Personen 

zu beobachten, soweit ihr Verhalten 

im Inland erfolgt. 

 

 

Es wird klargestellt, dass das BDSG nur anwendbar ist, 

wenn ein Inlandsbezug der Datenverarbeitung besteht. 

Die Voraussetzungen des Inlandsbezugs sind an Ar�kel 3 

Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 angelehnt. 
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Sofern dieses Gesetz nicht gemäß Satz 2 Anwendung 

findet, gelten für den Verantwortlichen oder Auf-

tragsverarbeiter nur die §§ 8 bis 21, 39 bis 44. 

Sofern dieses Gesetz auf nichtöffentliche Stellen nicht 

gemäß Satz 2 Anwendung findet, gelten für den Ver-

antwortlichen oder Au-ragsverarbeiter nur die §§ 8 

bis 21, 39 bis 44. 

Es wird klargestellt, dass-Satz 3 nur für nichtöffentliche 

Stellen gilt. 

(5) Die Vorschri-en dieses Gesetzes finden keine An-

wendung, soweit das Recht der Europäischen Union, 

im Besonderen die Verordnung (EU) 2016/679 in der 

jeweils geltenden Fassung, unmiJelbar gilt. 

(5) Die Vorschri-en dieses Gesetzes finden keine An-

wendung, soweit das Recht der Europäischen Union, 

im Besonderen die Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 

2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-

beitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-

verkehr und zur Au>ebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 

4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 

23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) in der je-

weils geltenden Fassung, unmiJelbar gilt. 

Durch die Änderung des § 1 Absatz 4 en3ällt das dort 

bisher vorgesehene Zitat der Verordnung (EU) 2016/679. 

Als Folgeänderung ist das Zitat in Absatz 5 anzupassen. 

Die Änderung in Absatz 5 berücksich�gt zudem die letzte 

Berich�gung der Verordnung (EU) 2016/679 im ABl. L 74 

vom 4.3.2021, S. 35. 

Kapitel 2 Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 
personenbezogener Daten 

Kapitel 2 Rechtsgrundlagen der Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch öf-
fentliche Stellen 

Durch die Änderung des § 4 beziehen sich die beiden ein-

zigen Vorschri;en des Kapitels 2. (§§ 3 f.) allein auf öf-

fentliche Stellen. Die Überschri;en des Kapitels 2. wird 

deshalb entsprechend angepasst.  

§ 3 Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch öffentliche Stellen 

§ 3 Verarbeitung personenbezogener Daten Durch die Änderung des § 4 beziehen sich die beiden ein-

zigen Vorschri;en des Kapitels 2. (§§ 3 f.) allein auf öf-

fentliche Stellen. Die Überschri; des § 3 wird deshalb 

entsprechend angepasst. 
… …  

§ 4 Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume 
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit 

op4sch-elektronischen Einrichtungen (Videoüberwa-

chung) ist nur zulässig, soweit sie 

1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen, 

2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 

3. zur Wahrnehmung berech4gter Interessen für 

konkret festgelegte Zwecke 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Personen 

überwiegen. Bei der Videoüberwachung von 

1. öffentlich zugänglichen großflächigen Anlagen, 

wie insbesondere Sport-, Versammlungs- und 

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume 

mit op4sch-elektronischen Einrichtungen (Videoüber-

wachung) durch öffentliche Stellen ist nur zulässig, so-

weit sie zu ihrer Aufgabenerfüllung, einschließlich der 

Wahrnehmung ihres Hausrechts, erforderlich ist und 

keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige In-

teressen der betroffenen Personen überwiegen. 

§ 4 enthält Bes�mmungen zur Videoüberwachung öf-

fentlich zugänglicher Räume. Das Bundesverwaltungsge-

richt hat mit Urteil vom 27. März 2019 (Az. 6 C 2.18) ent-

schieden, aufgrund der unmiBelbaren Geltung der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 sei für die Regelung kein Raum, 

soweit sie die Videoüberwachung durch nichtöffentliche 

Stellen betreffe. § 4 könne insoweit nicht auf die Öff-

nungsklausel das Ar�kels 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buch-

stabe e der Verordnung (EU) 2016/679 gestützt werden. 

Die Zulässigkeit der Videoüberwachung durch nichtöf-

fentliche Stellen richte sich vielmehr ausschließlich nach 

Ar�kel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe f der Verord-

nung (EU) 2016/679. Die Änderung des § 4 Absatz 1 
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VergnügungsstäJen, Einkaufszentren oder 

Parkplätzen, oder 

2. Fahrzeugen und öffentlich zugänglichen groß-

flächigen Einrichtungen des öffentlichen Schie-

nen-, Schiffs- und Busverkehrs 

gilt der Schutz von Leben, Gesundheit oder Freiheit von 

dort au>äl4gen Personen als ein besonders wich4ges 

Interesse. 

nimmt diese Bedenken auf: Kün;ig wird in § 4 Absatz 1 

nur noch die Videoüberwachung durch öffentliche Stellen 

geregelt.  

Für die Zulässigkeit der Videoüberwachung durch nicht-

öffentliche Stellen dür;e sich in der Praxis gegenüber der 

bisherigen Rechtslage wenig ändern, denn auch nach Ar-

�kel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe f der Verord-

nung (EU) 2016/679 ist die Rechtmäßigkeit der Video-

überwachung an die Voraussetzungen geknüp;, dass die 

Videoüberwachung zur Wahrung berech�gter Interessen 

erforderlich ist und schutzwürdige Interessen der be-

troffenen Person nicht überwiegen. Da anerkannt ist, 

dass die Wahrnehmung des Hausrechts durch öffentliche 

Stellen Teil ihrer Aufgabenerfüllung ist, wird Absatz 1 zu-

dem dahingehend geändert, dass die Wahrnehmung des 

Hausrechts nicht mehr gesondert, sondern nunmehr als 

Unterfall der Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellung 

aufgeführt wird. 

neu Kapitel 4a.Die Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und 
der Länder 

neu § 16a Datenschutzkonferenz  
neu Die oder der Bundesbeau-ragte im Sinne des § 8 so-

wie die Aufsichtsbehörden der Länder im Sinne des § 

40 bilden die Konferenz der unabhängigen Daten-

schutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 

(Datenschutzkonferenz). Die Datenschutzkonferenz 

gibt sich eine Geschä-sordnung. 

§ 16a dient (ebenso wie §§ 18, 40a und § 27 Absatz 5) 

der im Koali�onsvertrag vorgesehenen „besseren Durch-

setzung und Kohärenz des Datenschutzes“. 

Die Regelung grei; die im Koali�onsvertrag getroffene 

Vereinbarung auf, die DSK im BDSG zu ins�tu�onalisie-

ren. An der Rechtsnatur der DSK ändert sich hierdurch 

nichts: Sie ist eine Arbeitsgemeinscha;, die über keine ei-

gene Rechtspersönlichkeit verfügt. 

Indem § 16a alle Aufsichtsbehörden des Bundes und der 

Länder erwähnt, ohne danach zu differenzieren, ob sie 

für öffentliche oder nichtöffentliche Stellen zuständig 

sind, berücksich�gt er u.a., dass es in einem Land (wie 

derzeit in Bayern) für öffentliche und nichtöffentliche 

Stellen jeweils unterschiedliche Aufsichtsbehörden geben 

kann. Durch den ausdrücklichen Verweis auf § 18 Absatz 

1 Satz 1 wird zudem dem Status Quo Rechnung getra-

gen, dass sich die DSK nur aus den allgemeinen 
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Datenschutzbehörden zusammensetzt und sich auch § 

16a deshalb nicht auf spezifische Aufsichtsbehörden (wie 

z.B. solche des § 18 Absatz 1 Satz 2 i. V. m. Ar�keln 85 

und 91 der Verordnung (EU) 2016/679) erstrecken soll. 

Kapitel 5 Vertretung im Europäischen Datenschutzausschuss, zentrale Anlaufstelle, Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten der Europäischen Union 
§ 17 Vertretung im Europäischen Datenschutzausschuss, zentrale Anlaufstelle 
(1) Gemeinsamer Vertreter im Europäischen Daten-

schutzausschuss und zentrale Anlaufstelle ist die oder 

der Bundesbeau-ragte (gemeinsamer Vertreter). Als 

Stellvertreterin oder Stellvertreter des gemeinsamen 

Vertreters wählt der Bundesrat eine Leiterin oder einen 

Leiter der Aufsichtsbehörde eines Landes (Stellvertre-

ter). Die Wahl erfolgt für fünf Jahre. Mit dem Ausschei-

den aus dem Amt als Leiterin oder Leiter der Aufsichts-

behörde eines Landes endet zugleich die Funk4on als 

Stellvertreter. Wiederwahl ist zulässig. 

(1) Gemeinsamer Vertreter im Europäischen Daten-

schutzausschuss und zentrale Anlaufstelle ist die oder 

der Bundesbeau-ragte (gemeinsamer Vertreter). 

In § 17 Absatz 1 wird die oder der Bundesbeau;ragte 

wie bisher als gemeinsamer Vertreter im EDSA und als 

zentrale Anlaufstelle bes�mmt. 

neu (2) Als Stellvertreterin oder Stellvertreter des gemein-

samen Vertreters wählt der Bundesrat eine Leiterin 

oder einen Leiter der Aufsichtsbehörden eines Landes 

(Stellvertreter). Die Wahl erfolgt für fünf Jahre. Wie-

derwahl ist zulässig. Die Wahl soll innerhalb von drei 

Monaten erfolgen. Mit dem Ausscheiden aus dem 

Amt als Leiterin oder Leiter einer Aufsichtsbehörde ei-

nes Landes endet zugleich die Funk4on als Stellvertre-

ter. Endet die Funk4on als Stellvertreter, übernimmt 

die Funk4on des Stellvertreters bis zur Neuwahl die 

Leiterin oder der Leiter der Aufsichtsbehörde des Lan-

des, das die Bundesratspräsidentscha- innehat. Hat 

ein Land mehr als eine Aufsichtsbehörde, gilt Satz 6 

mit der Maßgabe, dass mit jeder Bundesratspräsident-

scha- dieses Landes die den Stellvertreter stellende 

Aufsichtsbehörde wechselt, beginnend mit der Auf-

sichtsbehörde, die für die nichtöffentlichen Stellen zu-

ständig ist. 

Die Regelungen in den Sätzen 1 bis 3 und Satz 5 des Ab-

satzes 2 entsprechen den bisherigen Bes�mmungen in § 

17 Absatz 1. 

Die Verordnung (EU) 2016/679 und damit auch ihre Re-

gelungen zum EDSA gelten gemäß Ar�kel 99 Absatz 2 

Verordnung (EU) 2016/679 seit dem 25. Mai 2018. Zur 

Anpassung des na�onalen Datenschutzrechts an diese 

unionsrechtlichen Vorgaben ist zum 25. Mai 2018 § 17 

geschaffen worden. Erst am 25. Juni 2021, also mehr als 

drei Jahre später, hat der Bundesrat indes erstmals den 

Stellvertreter für den EDSA gewählt. Um Vakanzen zu-

kün;ig zu verhindern und eine angemessene Vertretung 

der Länder sicherzustellen, sieht § 17 nun in Satz 4 eine 

Soll-Frist für die Wahl vor sowie in Satz 6 eine fingierte 

Stellvertretung für die Fälle, in denen eine Vertretung en-

det, weil der 5-Jahres-Zeitraum gemäß Satz 2 abgelau-

fen oder der Stellvertreter aus seinem Amt als Leiter der 

Aufsichtsbehörde eines Landes ausgeschieden ist. Satz 7 

trägt dem Umstand Rechnung, dass es in einem Land 

(wie derzeit in Bayern) mehrere Aufsichtsbehörden ge-

ben kann. 
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(2) Der gemeinsame Vertreter überträgt in Angelegen-

heiten, die die Wahrnehmung einer Aufgabe betreffen, 

für welche die Länder allein das Recht zur Gesetzge-

bung haben, oder welche die Einrichtung oder das Ver-

fahren von Landesbehörden betreffen, dem Stellvertre-

ter auf dessen Verlangen die Verhandlungsführung und 

das S4mmrecht im Europäischen Datenschutzaus-

schuss. 

(3) Der gemeinsame Vertreter überträgt in Angelegen-

heiten, die die Wahrnehmung einer Aufgabe betref-

fen, für welche die Länder allein das Recht zur Gesetz-

gebung haben, oder welche die Einrichtung oder das 

Verfahren von Landesbehörden betreffen, dem Stell-

vertreter auf dessen Verlangen die Verhandlungsfüh-

rung und das S4mmrecht im Europäischen Daten-

schutzausschuss. 

Der bisherige Absatz 2 wird als redak�onelle Folgeände-

rung Absatz 3. 

§ 18 Verfahren der Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
(1) Die oder der Bundesbeau-ragte und die Aufsichts-

behörden der Länder (Aufsichtsbehörden des Bundes 

und der Länder) arbeiten in Angelegenheiten der Euro-

päischen Union mit dem Ziel einer einheitlichen An-

wendung der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richt-

linie (EU) 2016/680 zusammen. Vor der ÜbermiJlung 

eines gemeinsamen Standpunktes an die Aufsichtsbe-

hörden der anderen Mitgliedstaaten, die Europäische 

Kommission oder den Europäischen Datenschutzaus-

schuss geben sich die Aufsichtsbehörden des Bundes 

und der Länder frühzei4g Gelegenheit zur Stellung-

nahme. Zu diesem Zweck tauschen sie untereinander 

alle zweckdienlichen Informa4onen aus. Die Aufsichts-

behörden des Bundes und der Länder beteiligen die 

nach den Ar4keln 85 und 91 der Verordnung (EU) 

2016/679 eingerichteten spezifischen Aufsichtsbehör-

den, sofern diese von der Angelegenheit betroffen sind. 

(1) Die oder der Bundesbeau-ragte und die Aufsichts-

behörden der Länder (Aufsichtsbehörden des Bundes 

und der Länder) arbeiten in Angelegenheiten der Eu-

ropäischen Union mit dem Ziel einer einheitlichen An-

wendung der Verordnung (EU) 2016/679 und der 

Richtlinie (EU) 2016/680 zusammen. Die Aufsichtsbe-

hörden des Bundes und der Länder beteiligen die 

nach den Ar4keln 85 und 91 der Verordnung (EU) 

2016/679 eingerichteten spezifischen Aufsichtsbehör-

den, sofern diese von der Angelegenheit betroffen 

sind. 

§ 18 dient (ebenso wie §§ 16a, 40a und § 27 Absatz 5) 

der im Koali�onsvertrag vorgesehenen „besseren Durch-

setzung und Kohärenz des Datenschutzes“. 

 

Die bisherigen Sätze 1 und 4 in § 18 Absatz 1 werden (in-

haltlich unverändert) zu einem eigenständigen Absatz 1. 

Damit soll mehr als bisher verdeutlicht werden, dass es 

sich um allgemeine Grundsätze handelt, die sowohl für 

die Verordnung (EU) 2016/679 als auch die Richtlinie 

(EU) 2016/680 gelten, während die restlichen Regelun-

gen des § 18 nur im Rahmen der Verordnung (EU) 

2016/679 Anwendung finden. Bereits in der Begründung 

zu § 18 in der Fassung des Datenschutz-Anpassungs- und 

-Umsetzungsgesetzes EU (DSAnpUGEU) heißt es: „Absatz 

1 Satz 1 grei; das in den Ar�keln 51 Absatz 2, 60 Absatz 

1 und 63 der Verordnung (EU) 2016/679 niedergelegte 

Prinzip der Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbe-

hörden der Mitgliedstaaten für die Aufsichtsbehörden 

von Bund und Ländern mit dem Ziel einer einheitlichen 

Anwendung der Verordnung auf. … eine divergierende 

Rechtspraxis zwischen den deutschen Aufsichtsbehörden 

ist dem Ziel einer einheitlichen Anwendung der Verord-

nung (EU) 2016/679 abträglich“ (BT-Drs. 18/11325, S. 

91, Hervorhebung nur hier). 

 (2 In den Verfahren nach Ar4kel 60, Ar4kel 63 bis 65 

und Ar4kel 66 der Verordnung (EU) 2016/679 erzielen 

die Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 

Einvernehmen über einen gemeinsamen Standpunkt, 

bevor sie diesen an die Aufsichtsbehörden der 

Bereits in der Begründung zu § 18 in der Fassung des 

DSAnpUG-EU heißt es: „§ 18 Absatz 1 erfasst alle Fallge-

staltungen, in denen aufgrund der Wirkung für und ge-

gen die übrigen deutschen Datenschutzbehörden und 

deren Vollzugsentscheidungen eine inhaltliche 
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anderen Mitgliedstaaten, die Europäische Kommission 

oder den Europäischen Datenschutzausschuss über-

miJeln. Zu diesem Zweck geben sich die Aufsichtsbe-

hörden des Bundes und der Länder frühzei4g Gele-

genheit zur Stellungnahme und tauschen untereinan-

der alle zweckdienlichen Informa4onen aus 

Vorabs�mmung erforderlich ist, also unter anderem 

auch die Fälle gemäß Ar�kel 60 Absatz 6 der Verordnung 

(EU) 2016/679, in denen eine betroffene Aufsichtsbe-

hörde Einspruch gegen den Vorschlag der federführend 

zuständigen Aufsichtsbehörde in einem Einzelfall einlegt“ 

(BT-Drs. 18/11325, S. 90, Hervorhebung nur hier). 

Bereits in der Begründung zu § 18 in der Fassung des 

DSAnpUG-EU heißt es: „§ 18 Absatz 1 erfasst alle Fallge-

staltungen, in denen aufgrund der Wirkung für und ge-

gen die übrigen deutschen Datenschutzbehörden und 

deren Vollzugsentscheidungen eine inhaltliche Vorab-

s�mmung erforderlich ist, also unter anderem auch die 

Fälle gemäß Ar�kel 60 Absatz 6 der Verordnung (EU) 

2016/679, in denen eine betroffene Aufsichtsbehörde 

Einspruch gegen den Vorschlag der federführend zustän-

digen Aufsichtsbehörde in einem Einzelfall einlegt“ (BT-

Drs. 18/11325, S. 90, Hervorhebung nur hier). 

Mit der Änderung in § 18 wird klargestellt, dass sowohl 

im Zusammenarbeits- als auch im Kohärenzverfahren 

nach Kapitel VII. der Verordnung (EU) 2016/679 eine 

frühzei�ge innerstaatliche Abs�mmung erfolgen soll. Die 

Aufsichtsbehörden sollen also schon im Koopera�ons- 

und nicht erst im Kohärenzverfahren koordiniert agieren, 

das heißt, einen gemeinsamen Standpunkt herbeiführen. 

Gemeinsamer Standpunkt meint dabei sowohl das Ob 

und Wie eines Einspruchs im Sinne des Ar�kels 60 Ver-

ordnung (EU) 2016/679 (Zusammenarbeitsverfahren) als 

auch die inhaltliche Stellungnahme der deutschen Auf-

sichtsbehörden im nachfolgenden Kohärenzverfahren. 

Erzielen die Aufsichtsbehörden des Bundes und der Län-

der kein Einvernehmen gilt wie bisher die Regelung des 

bisherigen Absatzes 2 (nunmehr Absatz 3). Der geän-

derte Verweis auf § 18 ist redak�onelle Folgeänderung 

zur dor�gen Änderung der Absätze. 

(2) Soweit die Aufsichtsbehörden des Bundes und der 

Länder kein Einvernehmen über den gemeinsamen 

Standpunkt erzielen, legen die federführende Behörde 

oder in Ermangelung einer solchen der gemeinsame 

(3) Soweit die Aufsichtsbehörden des Bundes und der 

Länder kein Einvernehmen über den gemeinsamen 

Standpunkt erzielen, legen die federführende Be-

hörde oder in Ermangelung einer solchen der 

Die Änderungen sind redak�onelle Folgeänderungen 

dessen, dass der bisherige Absatz 1 in zwei neue Absätze 

untergliedert wird. 
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Vertreter und sein Stellvertreter einen Vorschlag für ei-

nen gemeinsamen Standpunkt vor. Einigen sich der ge-

meinsame Vertreter und sein Stellvertreter nicht auf ei-

nen Vorschlag für einen gemeinsamen Standpunkt, legt 

in Angelegenheiten, die die Wahrnehmung von Aufga-

ben betreffen, für welche die Länder allein das Recht 

der Gesetzgebung haben, oder welche die Einrichtung 

oder das Verfahren von Landesbehörden betreffen, der 

Stellvertreter den Vorschlag für einen gemeinsamen 

Standpunkt fest. In den übrigen Fällen fehlenden Ein-

vernehmens nach Satz 2 legt der gemeinsame Vertreter 

den Standpunkt fest. Der nach den Sätzen 1 bis 3 vor-

geschlagene Standpunkt ist den Verhandlungen zu 

Grunde zu legen, wenn nicht die Aufsichtsbehörden 

von Bund und Ländern einen anderen Standpunkt mit 

einfacher Mehrheit beschließen. Der Bund und jedes 

Land haben jeweils eine S4mme. Enthaltungen werden 

nicht gezählt. 

gemeinsame Vertreter und sein Stellvertreter einen 

Vorschlag für einen gemeinsamen Standpunkt vor. Ei-

nigen sich der gemeinsame Vertreter und sein Stell-

vertreter nicht auf einen Vorschlag für einen gemein-

samen Standpunkt, legt in Angelegenheiten, die die 

Wahrnehmung von Aufgaben betreffen, für welche 

die Länder allein das Recht der Gesetzgebung haben, 

oder welche die Einrichtung oder das Verfahren von 

Landesbehörden betreffen, der Stellvertreter den Vor-

schlag für einen gemeinsamen Standpunkt fest. In den 

übrigen Fällen fehlenden Einvernehmens nach Satz 2 

legt der gemeinsame Vertreter den Standpunkt fest. 

Der nach den Sätzen 1 bis 3 vorgeschlagene Stand-

punkt ist den Verhandlungen zu Grunde zu legen, 

wenn nicht die Aufsichtsbehörden von Bund und Län-

dern einen anderen Standpunkt mit einfacher Mehr-

heit beschließen. Der Bund und jedes Land haben je-

weils eine S4mme. Enthaltungen werden nicht ge-

zählt. 

(3) Der gemeinsame Vertreter und dessen Stellvertre-

ter sind an den gemeinsamen Standpunkt nach den Ab-

sätzen 1 und 2 gebunden und legen unter Beachtung 

dieses Standpunktes einvernehmlich die jeweilige Ver-

handlungsführung fest. Sollte ein Einvernehmen nicht 

erreicht werden, entscheidet in den in § 18 Absatz 2 

Satz 2 genannten Angelegenheiten der Stellvertreter 

über die weitere Verhandlungsführung. In den übrigen 

Fällen gibt die S4mme des gemeinsamen Vertreters 

den Ausschlag. 

(4) Der gemeinsame Vertreter und dessen Stellvertre-

ter sind an den gemeinsamen Standpunkt nach den 

Absätzen 2 und 3 gebunden und legen unter Beach-

tung dieses Standpunktes einvernehmlich die jewei-

lige Verhandlungsführung fest. Sollte ein Einverneh-

men nicht erreicht werden, entscheidet in den in § 18 

Absatz 3 Satz 2 genannten Angelegenheiten der Stell-

vertreter über die weitere Verhandlungsführung. In 

den übrigen Fällen gibt die S4mme des gemeinsamen 

Vertreters den Ausschlag. 

Die Änderungen sind redak�onelle Folgeänderungen 

dessen, dass der bisherige Absatz 1 in zwei neue Absätze 

untergliedert wird. 

§ 19 Zuständigkeiten  
(1) Federführende Aufsichtsbehörde eines Landes im 

Verfahren der Zusammenarbeit und Kohärenz nach Ka-

pitel VII der Verordnung (EU) 2016/679 ist die Auf-

sichtsbehörde des Landes, in dem der Verantwortliche 

oder der Au-ragsverarbeiter seine Hauptniederlassung 

im Sinne des Ar4kels 4 Nummer 16 der Verordnung 

(EU) 2016/679 oder seine einzige Niederlassung in der 

Europäischen Union im Sinne des Ar4kels 56 Absatz 1 

(1) Federführende Aufsichtsbehörde eines Landes im 

Verfahren der Zusammenarbeit und Kohärenz nach 

Kapitel VII der Verordnung (EU) 2016/679 ist die Auf-

sichtsbehörde des Landes, in dem der Verantwortliche 

oder der Au-ragsverarbeiter seine Hauptniederlas-

sung im Sinne des Ar4kels 4 Nummer 16 der Verord-

nung (EU) 2016/679 oder seine einzige Niederlassung 

in der Europäischen Union im Sinne des Ar4kels 56 

Die Ergänzungen in § 19 Absatz 1 sind klarstellender Na-

tur. Eine inhaltliche Änderung ist mit ihnen nicht verbun-

den. Sie erfolgen vor dem Hintergrund, dass sich in der 

Anwendungspraxis Unsicherheit darüber gezeigt hat, 

wie nach § 19 Absatz 1 die zuständige federführende Da-

tenschutzaufsichtsbehörde zu ermiBeln ist. Ein Klarstel-

lungsbedürfnis hat sich insbesondere bezüglich interna�-

onal tä�ger Unternehmen ohne Niederlassung in 
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der Verordnung (EU) 2016/679 hat. Im Zuständigkeits-

bereich der oder des Bundesbeau-ragten gilt Ar4kel 56 

Absatz 1 in Verbindung mit Ar4kel 4 Nummer 16 der 

Verordnung (EU) 2016/679 entsprechend. Besteht über 

die Federführung kein Einvernehmen, findet für die 

Festlegung der federführenden Aufsichtsbehörde das 

Verfahren des § 18 Absatz 2 entsprechende Anwen-

dung. 

Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 hat. Im Zu-

ständigkeitsbereich der oder des Bundesbeau-ragten 

gilt Ar4kel 56 Absatz 1 in Verbindung mit Ar4kel 4 

Nummer 16 der Verordnung (EU) 2016/679 entspre-

chend. Besteht über die Federführung kein Einverneh-

men, weil bei einem Verantwortlichen oder einem 

Au-ragsverarbeiter mit mehreren inländischen Nie-

derlassungen der Sitz der Hauptniederlassung zweifel-

ha- ist, findet für die Festlegung der federführenden 

Aufsichtsbehörde das Verfahren des § 18 Absatz 2 

entsprechende Anwendung. Das Verfahren des § 18 

Absatz 2 findet auch dann entsprechende Anwen-

dung, wenn ein Verantwortlicher oder ein Auf-

tragsverarbeiter keine inländische Niederlassung hat. 

Deutschland offenbart. Teilweise besteht es aber auch 

bezüglich interna�onal oder bundesweit tä�ger Unter-

nehmen, die zwar mehrere Niederlassungen in Deutsch-

land haben, deren Hauptniederlassung jedoch zweifel-

ha; ist. 

Teil 2 Durchführungsbes%mmungen für Verarbeitungen zu Zwecken gemäß Ar%kel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 

Kapitel 1 Rechtsgrundlagen der Verarbeitung personenbezogener Daten 
§ 27 Datenverarbeitung zu wissenschaAlichen oder historischen Forschungszwecken und zu sta%s%schen Zwecken 
(2) Die in den Ar4keln 15, 16, 18 und 21 der Verord-

nung (EU) 2016/679 vorgesehenen Rechte der betroffe-

nen Person sind insoweit beschränkt, als diese Rechte 

voraussichtlich die Verwirklichung der Forschungs- 

oder Sta4s4kzwecke unmöglich machen oder ernstha- 

beinträch4gen und die Beschränkung für die Erfüllung 

der Forschungs- oder Sta4s4kzwecke notwendig ist. 

Das Recht auf Auskun- gemäß Ar4kel 15 der Verord-

nung (EU) 2016/679 besteht darüber hinaus nicht, 

wenn die Daten für Zwecke der wissenscha-lichen For-

schung erforderlich sind und die Auskun-serteilung ei-

nen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 

(2) Die in den Ar4keln 15, 16, 18 und 21 der Verord-

nung (EU) 2016/679 vorgesehenen Rechte der be-

troffenen Person sind insoweit beschränkt, als diese 

Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der For-

schungs- oder Sta4s4kzwecke unmöglich machen 

oder ernstha- beeinträch4gen und die Beschränkung 

für die Erfüllung der Forschungs- oder Sta4s4kzwecke 

notwendig ist. Das Recht auf Auskun- gemäß Ar4kel 

15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht darüber 

hinaus nicht, wenn die Daten für Zwecke der wissen-

scha-lichen Forschung erforderlich sind und die Aus-

kun-serteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand 

erfordern würde. 

Es handelt sich um die Korrektur eines Redak�onsverse-

hens. 

neu (5) Für gemeinsam Verantwortliche, die nicht oder 

nicht ausschließlich Unternehmen sind, gilt § 40a ent-

sprechend mit der Maßgabe, dass allein zuständig die 

Behörde ist, die den Verantwortlichen beaufsich4gt, 

der die meisten Personen beschä-igt, welche ständig 

personenbezogene Daten automa4siert verarbeiten.“ 

§ 27 Absatz 5 dient (ebenso wie §§ 16a, 18, 40a) der im 

Koali�onsvertrag vorgesehenen „besseren Durchsetzung 

und Kohärenz des Datenschutzes“. 

§ 40a gilt nur für Unternehmen (zur Legaldefini�on siehe 

Ar�kel 4 Nummer 18 der Verordnung (EU) 2016/679). In-

dem § 27 Absatz 5 auf § 40a verweist, wird auch Stellen, 

die Daten im Sinne des § 27 verarbeiten, ohne eine 
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wirtscha;liche Tä�gkeit auszuüben, die Möglichkeit ge-

geben, ihre gemeinsame Verantwortlichkeit anzuzeigen 

und als Rechtsfolge der Anzeige per Gesetz die alleinige 

Zuständigkeit nur einer Aufsichtsbehörde herbeizufüh-

ren. 

Das Anknüpfungskriterium der ständigen Beschä;igung 

von Personen, die personenbezogene Daten verarbeiten, 

ist im Datenschutzrecht bereits im Zusammenhang mit 

der Benennung von Datenschutzbeau;ragten (§ 38) be-

kannt. 

Klarstellend sei – in Ergänzung zum geltenden § 1 Absatz 

1 – darauf hingewiesen, dass § 27 und damit auch § 27 

Absatz 5 nicht für öffentliche Stellen der Länder gilt. 

§ 29 Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Befugnisse im Fall von Geheimhaltungspflichten 
(3) Gegenüber den in § 203 Absatz 1, 2a und 3 des 

Strafgesetzbuchs genannten Personen oder deren Auf-

tragsverarbeitern bestehen die Untersuchungsbefug-

nisse der Aufsichtsbehörden gemäß Ar4kel 58 Absatz 1 

Buchstabe e und f der Verordnung (EU) 2016/679 nicht, 

soweit die Inanspruchnahme der Befugnisse zu einem 

Verstoß gegen die Geheimhaltungspflichten dieser Per-

sonen führen würde. Erlangt eine Aufsichtsbehörde im 

Rahmen einer Untersuchung Kenntnis von Daten, die 

einer Geheimhaltungspflicht im Sinne des Satzes 1 un-

terliegen, gilt die Geheimhaltungspflicht auch für die 

Aufsichtsbehörde. 

(3) Gegenüber den in § 203 Absatz 1, 2a und 3 des 

Strafgesetzbuchs genannten Personen oder deren 

Au-ragsverarbeitern bestehen die Untersuchungsbe-

fugnisse der Aufsichtsbehörden gemäß Ar4kel 58 Ab-

satz 1 Buchstabe e und f der Verordnung (EU) 

2016/679 nicht, soweit die Inanspruchnahme der Be-

fugnisse zu einem Verstoß gegen die Geheimhaltungs-

pflichten dieser Personen führen würde. Erlangt eine 

Aufsichtsbehörde im Rahmen einer Untersuchung 

Kenntnis von Daten, die einer Geheimhaltungspflicht 

im Sinne des Satzes 1 unterliegen, gilt die Geheimhal-

tungspflicht auch für die Aufsichtsbehörde. 

 

 

 

Es handelt sich um die Korrektur eines Redak�onsverse-

hens: § 203 Absatz 2a des Strafgesetzbuchs ist durch § 

203 Absatz 2 ersetzt worden. 

§ 30 Verbraucherkredite 

(2) Wer den Abschluss eines Verbraucherdarle-

hensvertrags oder eines Vertrags über eine ent-
geltliche Finanzierungshilfe mit einem Verbrau-

cher infolge einer Auskun- einer Stelle im Sinne 

des Absatzes 1 ablehnt, hat den Verbraucher un-

verzüglich hierüber sowie über die erhaltene Aus-

kun- zu unterrichten. Die Unterrichtung 

(2) Wer den Abschluss eines Verbraucherdarle-

hensvertrags oder eines Vertrags über eine ent-
geltliche Finanzierungshilfe mit einem Verbrau-

cher infolge einer Auskun- einer Stelle im Sinne 

des Absatzes 1 ablehnt, hat den Verbraucher un-

verzüglich hierüber sowie über die erhaltene 

Auskun- zu unterrichten. Die Unterrichtung 

Durch den Wegfall des § 37 Absatzes 1 Nummer 1 ist der 

Anwendungsbereich des § 37 einzig und allein auf die 

automa�sierte Entscheidung im Einzelfall begrenzt, die 

„im Rahmen der Leistungserbringung nach einem Versi-

cherungsvertrag ergeht und auf der Anwendung ver-

bindlicher Entgeltregelungen für Heilbehandlungen be-

ruht“. § 30 bezieht sich aber allein auf 
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unterbleibt, soweit hierdurch die öffentliche Si-

cherheit oder Ordnung gefährdet würde. § 37 

bleibt unberührt. 

unterbleibt, soweit hierdurch die öffentliche Si-

cherheit oder Ordnung gefährdet würde. 

Verbraucherkredite. Der Verweis auf § 37 geht fehl und 

ist daher aufzuheben.  

§ 31 Schutz des WirtschaAsverkehrs bei Scoring und BonitätsauskünAen § 31 wird durch einen neuen § 37a ersetzt. Der neue Re-

gelungsstandort („Kapitel 2. Rechte der betroffenen Per-

son“ staB bisher „Kapitel 1. Rechtsgrundlagen der Verar-

beitung personenbezogener Daten“) trägt dem systema-

�schen Zusammenhang mit § 37 Rechnung: Den §§ 37, 

37a ist gemeinsam, dass sie im Schwerpunkt Regelungen 

enthalten, die sich auf das Betroffenenrecht des Ar�kels 

22 der Verordnung (EU) 2016/679 beziehen. 

(1) Die Verwendung eines Wahrscheinlichkeits-

werts über ein bes4mmtes zukün-iges Verhalten 

einer natürlichen Person zum Zweck der Entschei-
dung über die Begründung, Durchführung oder 

Beendigung eines Vertragsverhältnisses mit dieser 

Person (Scoring) ist nur zulässig, wenn 

1. die Vorschri-en des Datenschutzrechts einge-

halten wurden, 

2. die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeits-

werts genutzten Daten unter Zugrundelegung 

eines wissenscha-lich anerkannten mathema-

4sch-sta4s4schen Verfahrens nachweisbar für 
die Berechnung der Wahrscheinlichkeit des be-

s4mmten Verhaltens erheblich sind, 

3. für die Berechnung des Wahrscheinlichkeits-

werts nicht ausschließlich Anschri-endaten ge-

nutzt wurden und 

1. 4. im Fall der Nutzung von Anschri-endaten 

die betroffene Person vor Berechnung des 

Wahrscheinlichkeitswerts über die vorgese-

hene Nutzung dieser Daten unterrichtet wor-

den ist; die Unterrichtung ist zu dokumen4e-
ren. 

gestrichen § 31 wird durch einen neuen § 37a ersetzt. 
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(2) Die Verwendung eines von Auskun-eien ermit-

telten Wahrscheinlichkeitswerts über die Zah-

lungsfähig- und Zahlungswilligkeit einer natürli-

chen Person ist im Fall der Einbeziehung von Infor-
ma4onen über Forderungen nur zulässig, soweit 

die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen und 

nur solche Forderungen über eine geschuldete 

Leistung, die trotz Fälligkeit nicht erbracht worden 

ist, berücksich4gt werden, 

1. die durch ein rechtskrä-iges oder für vorläufig 

vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt wor-

den sind oder für die ein Schuld4tel nach § 

794 der Zivilprozessordnung vorliegt, 

2. die nach § 178 der Insolvenzordnung festge-
stellt und nicht vom Schuldner im Prüfungster-

min bestriJen worden sind,  

3. die der Schuldner ausdrücklich anerkannt hat, 

4. bei denen 

a) der Schuldner nach EintriJ der Fälligkeit 

der Forderung mindestens zweimal schri--

lich gemahnt worden ist, 

b) die erste Mahnung mindestens vier Wo-

chen zurückliegt, 

c) der Schuldner zuvor, jedoch frühestens bei 
der ersten Mahnung, über eine mögliche 

Berücksich4gung durch eine Auskun-ei un-

terrichtet worden ist und 

d) der Schuldner die Forderung nicht bestrit-

ten hat oder 

5. deren zugrunde liegendes Vertragsverhältnis 

aufgrund von Zahlungsrückständen fristlos ge-

kündigt werden kann und bei denen der 

Schuldner zuvor über eine mögliche Berück-

sich4gung durch eine Auskun-ei unterrichtet 
worden ist. 

gestrichen  
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Die Zulässigkeit der Verarbeitung, einschließlich 

der ErmiJlung von Wahrscheinlichkeitswerten, 

von anderen bonitätsrelevanten Daten nach allge-

meinem Datenschutzrecht bleibt unberührt. 

Kapitel 2 Rechte der betroffenen Person 
§ 34 AuskunAsrecht der betroffenen Person 
(1) Das Recht auf Auskun- der betroffenen Person ge-

mäß Ar4kel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht 

ergänzend zu den in § 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 und § 

29 Absatz 1 Satz 2 genannten Ausnahmen nicht, wenn 

1. die betroffene Person nach § 33 Absatz 1 

Nummer 1, 2 Buchstabe b oder Absatz 3 nicht 

zu informieren ist, oder 

2. die Daten 

a. nur deshalb gespeichert sind, weil sie 

aufgrund gesetzlicher oder satzungs-

mäßiger AuTewahrungsvorschri-en 

nicht gelöscht werden dürfen, oder 

 

b.  ausschließlich Zwecken der Datensi-

cherung oder der Datenschutzkon-

trolle dienen 

und die Auskun-serteilung einen unverhält-

nismäßigen Aufwand erfordern würde sowie 

eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch 

geeignete technische und organisatorische 

Maßnahmen ausgeschlossen ist. 

(1) Das Recht auf Auskun- der betroffenen Person ge-

mäß Ar4kel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht 

ergänzend zu den in § 27 Absatz 2, § 28 Absatz 2 und 

§ 29 Absatz 1 Satz 2 genannten Ausnahmen nicht, 

wenn 

1. die betroffene Person nach § 33 Absatz 1 

Nummer 1, 2 Buchstabe b oder Absatz 3 

nicht zu informieren ist, oder 

2. die Daten 

a. nur deshalb gespeichert sind, weil 

sie aufgrund gesetzlicher oder von 

in öffentlich-rechtlichen Satzungen 

vorgesehenen AuTewahrungsvor-

schri-en nicht gelöscht werden dür-

fen, oder 

b. ausschließlich Zwecken der Datensi-

cherung oder der Datenschutzkon-

trolle dienen 

und die Auskun-serteilung einen unverhält-

nismäßigen Aufwand erfordern würde sowie 

eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch 

geeignete technische und organisatorische 

Maßnahmen ausgeschlossen ist. Das Recht 

auf Auskun- besteht auch insoweit nicht, als 

der betroffenen Person durch die Informa-

4on ein Betriebs- oder Geschä-sgeheimnis 

des Verantwortlichen oder eines DriJen of-

fenbart würde und das Interesse an der Ge-

heimhaltung das Interesse der betroffenen 

Person an der Informa4on überwiegt. 

§ 34 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a sieht eine Aus-

nahme vom Recht auf Auskun; gemäß Ar�kel 15 der 

Verordnung (EU) 2016/679 vor, wenn Daten nur deshalb 

gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder sat-

zungsmäßiger AuUewahrungsvorschri;en nicht gelöscht 

werden dürfen. Die Änderung stellt klar, dass nur öffent-

lich-rechtliche Satzungen gemeint sind und eine Ein-

schränkung der Betroffenenrechte durch private Satzun-

gen nicht möglich ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ar�kel 23 Absatz 1 Buchstabe i der Verordnung (EU) 

2016/67 erlaubt dem na�onalen Gesetzgeber Einschrän-

kungen der Betroffenenrechte zum Schutz der Rechte 

und Freiheiten anderer Personen. Darunter fallen Rechte 

DriBer, aber auch des Verantwortlichen, wenn sie einen 

spezifischen rechtlichen Schutz genießen. Betriebs- und 

Geschä;sgeheimnisse genießen einen solchen Schutz. Es 

wird deshalb aufgrund dieser Öffnungsklausel eine aus-

drückliche Ausnahme vom Auskun;srecht geschaffen. 

Die Ausnahme grei; dann, wenn das Interesse an der 

Geheimhaltung der Betriebs- und Geschä;sgeheimnisse 
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das Interesse der betroffenen Person an der Informa�on 

überwiegt. 

(3) Wird der betroffenen Person durch eine öffentliche 

Stelle des Bundes keine Auskun- erteilt, so ist sie auf 

ihr Verlangen der oder dem Bundesbeau-ragten zu er-

teilen, soweit nicht die jeweils zuständige oberste Bun-

desbehörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Si-

cherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet 

würde. Die MiJeilung der oder des Bundesbeau-rag-

ten an die betroffene Person über das Ergebnis der da-

tenschutzrechtlichen Prüfung darf keine Rückschlüsse 

auf den Erkenntnisstand des Verantwortlichen zulas-

sen, sofern dieser nicht einer weitergehenden Auskun- 

zus4mmt. 

(3) Wird der betroffenen Person durch eine öffentli-

che Stelle des Bundes keine Auskun- erteilt, so ist sie 

auf ihr Verlangen der oder dem Bundesbeau-ragten 

zu erteilen, soweit nicht die jeweils zuständige 

oberste Bundesbehörde im Einzelfall feststellt, dass 

dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 

gefährdet würde. Die MiJeilung der oder des Bundes-

beau-ragten an die betroffene Person über das Er-

gebnis der datenschutzrechtlichen Prüfung darf keine 

Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand des Verant-

wortlichen zulassen, sofern dieser nicht einer weiter-

gehenden Auskun- zus4mmt. Die öffentliche Stelle 

des Bundes hat die betroffene Person über das Recht 

zu informieren, Auskun- an die Bundesbeau-ragte 

oder den Bundesbeau-ragten zu verlangen. 

Nach § 34 Absatz 3 Satz 1 ist auf Verlangen einer be-

troffenen Person, der keine Auskun; durch eine Bundes-

behörde erteilt wurde, Auskun; an den Bundesbeauf-

tragten oder die Bundesbeau;rage zu erteilen, soweit 

nicht die jeweils zuständige oberste Bundesbehörde im 

Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bun-

des oder eines Landes gefährdet würde. Um betroffene 

Personen in die Lage zu versetzen, dieses Auskun;srecht 

zu nutzen, wird eine Pflicht einer jeden Bundesbehörde 

eingeführt, über die Möglichkeit zu informieren, Aus-

kun; an den Bundesbeau;ragten oder die Bundesbeauf-

tragte zu verlangen. Dies gilt jedoch nur, wenn dieses 

Recht auch tatsächlich besteht. 

§ 37 Automa%sierte Entscheidungen im Einzelfall 
einschließlich Profiling 

Automa%sierte Entscheidung über die Leis-
tungserbringung bei Heilbehandlungen 

Durch den Wegfall des Absatzes 1 Nummer 1 ist der An-

wendungsbereich des § 37 einzig und allein auf die auto-

ma�sierte Entscheidung im Einzelfall begrenzt, die „im 

Rahmen der Leistungserbringung nach einem Versiche-

rungsvertrag ergeht und auf der Anwendung verbindli-

cher Entgeltregelungen für Heilbehandlungen beruht“. 

Dies wird mit der Änderung der Überschri; ebenfalls ver-

deutlicht. 

(1) Das Recht gemäß Ar4kel 22 Absatz 1 der Verord-

nung (EU) 2016/679, keiner ausschließlich auf einer au-

toma4sierten Verarbeitung beruhenden Entscheidung 

unterworfen zu werden, besteht über die in Ar4kel 22 

Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung (EU) 

2016/679 genannten Ausnahmen hinaus nicht, wenn 

die Entscheidung im Rahmen der Leistungserbringung 

nach einem Versicherungsvertrag ergeht und 

1. dem Begehren der betroffenen Person staJge-

geben wurde oder 

2. die Entscheidung auf der Anwendung verbind-

licher Entgeltregelungen für Heilbehandlun-

gen beruht und der Verantwortliche für den 

(1) Das Recht gemäß Ar4kel 22 Absatz 1 der Verord-

nung (EU) 2016/679, keiner ausschließlich auf einer 

automa4sierten Verarbeitung beruhenden Entschei-

dung unterworfen zu werden, besteht über die in Ar4-

kel 22 Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung 

(EU) 2016/679 genannten Ausnahmen hinaus nicht, 

wenn die Entscheidung im Rahmen der Leistungser-

bringung nach einem Versicherungsvertrag ergeht und 

die Entscheidung auf der Anwendung verbindlicher 

Entgeltregelungen für Heilbehandlungen beruht und 

der Verantwortliche für den Fall, dass dem Antrag 

nicht vollumfänglich staJgegeben wird, angemessene 

Maßnahmen zur Wahrung der berech4gten 

§ 37 regelt Ausnahmen von dem Recht aus Ar�kel 22 der 

Verordnung (EU) 2016/679, keiner ausschließlich auf ei-

ner automa�sierten Verarbeitung beruhenden Entschei-

dung unterworfen zu werden. Eine Entscheidung, die ei-

nem Begehren der betroffenen Person vollumfänglich 

staBgibt, fällt jedoch schon nicht unter das Verbot der 

automa�sierten Entscheidung nach Ar�kel 22 Absatz 1 

der Verordnung (EU) 2016/679, da dieser nur vor solchen 

Entscheidungen schützen soll, die mit einer beeinträch�-

genden Wirkung für die betroffene Person verbunden 

sind. § 37 Absatz 1 Nummer 1 ist damit nicht erforder-

lich. Es könnte aus der Norm zudem der Umkehrschluss 

gezogen werden, dass auch Entscheidungen ohne 
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Fall, dass dem Antrag nicht vollumfänglich 

staJgegeben wird, angemessene Maßnahmen 

zur Wahrung der berech4gten Interessen der 

betroffenen Person triU, wozu mindestens 

das Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer 

Person seitens des Verantwortlichen, auf Dar-

legung des eigenen Standpunktes und auf An-

fechtung der Entscheidung zählt; der Verant-

wortliche informiert die betroffene Person 

über diese Rechte spätestens zum Zeitpunkt 

der MiJeilung, aus der sich ergibt, dass dem 

Antrag der betroffenen Person nicht vollum-

fänglich staJgegeben wird. 

Interessen der betroffenen Person triU, wozu mindes-

tens das Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer 

Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung 

des eigenen Standpunktes und auf Anfechtung der 

Entscheidung zählt; der Verantwortliche informiert die 

betroffene Person über diese Rechte spätestens zum 

Zeitpunkt der MiJeilung, aus der sich ergibt, dass 

dem Antrag der betroffenen Person nicht vollumfäng-

lich staJgegeben wird. 

beeinträch�gende Wirkung für die betroffene Person 

dem Verbot des Ar�kels 22 unterliegen. Sie wird deshalb 

gestrichen. 

Durch den Wegfall des Absatzes 1 Nummer 1 ist der An-

wendungsbereich des § 37 einzig und allein auf die auto-

ma�sierte Entscheidung im Einzelfall begrenzt, die „im 

Rahmen der Leistungserbringung nach einem Versiche-

rungsvertrag ergeht und auf der Anwendung verbindli-

cher Entgeltregelungen für Heilbehandlungen beruht“. 

Dies wird mit der Änderung der Überschri; ebenfalls ver-

deutlicht. 

neu § 37a Scoring § 37a überführt den bisherigen § 31 in eine Ausnahmere-

gelung vom Verbot des Ar�kels 22 Absatz 1 der Verord-

nung (EU) 2016/679 und ergänzt ihn um weitere Bes�m-

mungen zur angemessenen Wahrung der Rechte und 

Freiheiten sowie der berech�gten Interessen der 

betroffenen Person gemäß Ar�kel 22 Absatz 2 Buchstabe 

b der Verordnung (EU) 2016/679. 

Die Überschri; des § 37a entspricht der Überschri; des 

ehemaligen § 28b in der Fassung des BDSG von 2009. 

Der neue Regelungsstandort („Kapitel 2. Rechte der be-

troffenen Person“ staB bisher „Kapitel 1. Rechtsgrundla-

gen der Verarbeitung personenbezogener Daten“) trägt 

dem systema�schen Zusammenhang mit § 37 Rechnung: 

Den §§ 37, 37a ist gemeinsam, dass sie im Schwerpunkt 

Regelungen enthalten, die sich auf das Betroffenenrecht 

des Ar�kels 22 der Verordnung (EU) 2016/679 beziehen. 

neu (1) Das Recht gemäß Ar4kel 22 Absatz 1 der Verord-

nung (EU) 2016/679, keiner ausschließlich auf einer 

automa4sierten Verarbeitung beruhenden Entschei-

dung unterworfen zu werden, besteht über die in Ar4-

kel 22 Absatz 2 Buchstabe a und c der Verordnung 

(EU) 2016/679 genannten Ausnahmen hinaus nicht, 

wenn zu einer natürlichen Person Wahrscheinlich-

keitswerte erstellt oder verwendet werden über 

Absatz 1 orien�ert sich an der Formulierung des § 37 Ab-

satz 1 und bringt deutlicher als der bisherige § 31 zum 

Ausdruck, dass er Ausnahmen von dem Verbot des Ar�-

kels 22 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 enthält, 

nicht einer ausschließlich auf einer automa�sierten Ver-

arbeitung beruhenden Entscheidung unterworfen zu 

werden. § 37a grei; das Schutzniveau des bisherigen § 

31 auf und ergänzt ihn um materielle sowie formale Vor-

gaben, um das Schutzniveau an neue Rechtsprechung 
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1. ein bes4mmtes zukün-iges Verhalten der Person 

zum Zweck der Entscheidung über die Begrün-

dung, Durchführung oder Beendigung eines Ver-

tragsverhältnisses mit dieser Person oder 

2. ihre Zahlungsfähig- und -willigkeit durch Auskunf-

teien und unter Einbeziehung von Informa4onen 

über Forderungen. 

des Europäischen Gerichtshofs sowie an neue Entwick-

lungen und Erkenntnisse über die Erstellung von Wahr-

scheinlichkeitswerten anzupassen. § 37a ist keine daten-

schutzrechtliche Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten. Die Rechtsgrundlagen finden 

sich vielmehr im übrigen allgemeinen Datenschutzrecht 

[z.B. Ar�kel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe f der 

Verordnung (EU) 2016/679] sowie (siehe § 1 Absatz 2) 

im besonderen Datenschutzrecht [unberührt bleiben da-

her z.B. auch besondere Vorgaben hinsichtlich der Risiko-

bewertung aus dem Bereich der Finanz- und Versiche-

rungswirtscha;, soweit darin ausschließlich auf einer au-

toma�sierten Verarbeitung beruhende Entscheidungen 

im Sinne des Ar�kels 22 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

2016/679 geregelt sind].  

Absatz 1 nimmt auf Ar�kel 22 Absatz 1 und Absatz 2 

Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 Bezug und 

regelt, unter welchen Bedingungen Ausnahmen von dem 

Recht bestehen, keiner ausschließlich auf einer automa�-

sierten Verarbeitung beruhenden Entscheidung unter-

worfen zu werden. Er stellt gleichzei�g klar, dass die üb-

rigen Ausnahmen des Ar�kels 22 Absatz 2 der Verord-

nung (EU) 2016/679 unberührt bleiben. 

Die Ausnahme des Absatzes 1 Nummer 1 betriY die Er-

stellung und Verwendung von Wahrscheinlichkeitswer-

ten über ein bes�mmtes zukün;iges Verhalten einer na-

türlichen Person zum Zweck der Entscheidung über die 

Begründung, Durchführung oder Beendigung eines Ver-

tragsverhältnisses. Die (gegenüber dem bisherigen § 31 

ergänzten) Bedingungen, unter denen die Ausnahme 

grei;, finden sich in § 37a Absatz 2. Dieser nennt insbe-

sondere die Daten, die bei der Erstellung von Wahr-

scheinlichkeitswerten nicht berücksich�gt werden dür-

fen. 

Die Ausnahme des Absatzes 1 Nummer 2 betriY die Er-

stellung und Verwendung von Wahrscheinlichkeitswer-

ten über die Zahlungsfähigkeit und -willigkeit einer Per-

son. 
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Neu (2) Wahrscheinlichkeitswerte im Sinne des Absatzes 1 

dürfen nur erstellt oder verwendet werden, wenn 

1. für die Erstellung folgende Daten nicht ge-

nutzt werden: 

a) besondere Kategorien personenbezoge-

ner Daten im Sinne von Ar4kel 9 Absatz 1 

der Verordnung (EU) 2016/679, 

b) der Name der betroffenen Person oder 

personenbezogene Daten aus ihrer Nut-

zung sozialer Netzwerke, 

c) Informa4onen über Zahlungseingänge 

und -ausgänge auf und von Bankkonten 

und 

d) Anschri-endaten, 

2. sie keine minderjährige Person betreffen und 

3. die genutzten personenbezogenen Daten 

a) unter Zugrundelegung eines wissenscha--

lich anerkannten mathema4sch-sta4s4-

schen Verfahrens nachweisbar für die Be-

rechnung der Wahrscheinlichkeit des be-

s4mmten Verhaltens erheblich sind und 

b) für keine anderen Zwecke verarbeitet wer-

den. 

Absatz 2 Nummer 1 nennt die Daten, die nicht genutzt 

werden dürfen: 

• Gemäß Buchstabe a dürfen keine besonderen Kate-

gorien personenbezogener Daten im Sinne von Ar�-

kel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-

nutzt werden. Diese Regelung reagiert auf den be-

sonderen Schutzbedarf dieser Kategorie von Daten. 

Sie birgt ein besonderes Risiko für diskriminierende 

Ergebnisse. 

• Nach Buchstabe b dürfen weder der Name der na-

türlichen Person noch personenbezogene Daten aus 

ihrer Nutzung sozialer Netzwerke genutzt werden. 

Soziale Netzwerke sind solche im Sinne der Richtlinie 

(EU) 2023/2225 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 18. Oktober 2023 über Verbraucher-

kreditverträge und zur AuZebung der Richtlinie 

2008/48/EG (ABl. L vom 30.10.2023, S. 1). Die Einbe-

ziehung dieser Daten brächte beträchtliche Risiken 

mit sich und könnte zu diskriminierenden Ergebnis-

sen bei der Berechnung von Wahrscheinlichkeitswer-

ten führen. Die Zulässigkeit der Verarbeitung dieser 

Daten außerhalb des Anwendungsbereichs des § 

37a bleibt durch Buchstabe b unberührt (d.h., der 

Name einer natürlichen Person kann z.B. verarbeitet 

werden, um Auskun;sersuchen zu erfüllen). 

• Gemäß Buchstabe c dürfen auch Informa�onen über 

Zahlungsein- und Zahlungsausgänge auf und von 

Bankkonten nicht genutzt werden. Diese Zahlungs-

daten lassen im großen Umfang Erkenntnisse über 

persönliche Aspekte der Lebensführung zu. Die aus 

ihnen ableitbaren Informa�onen bergen erhebliche 

Risiken für die betroffene Person. Die Zahlungsdaten 

sind daher besonders sensibel. Besondere gesetzli-

che Vorgaben, die etwa die Pflicht zur Einbeziehung 

von Informa�onen über Einkommensverhältnisse zur 

Risikobewertung betreffen, bleiben unberührt. 

• Buchstabe d ersetzt die bisher in § 31 Absatz 1 Num-

mer 3 vorgesehene Möglichkeit, Anschri;endaten 
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für die Berechnung eines Wahrscheinlichkeitswerts 

zu nutzen, solange der Wert nicht ausschließlich auf 

Anschri;endaten beruht. Der bisherige § 31 Absatz 

1 Nummer 3 trug dem Diskriminierungsrisiko von 

Anschri;endaten nicht hinreichend Rechnung. Zu-

dem eröffnete das Merkmal „ausschließlich“ Mög-

lichkeiten, das Nutzungsverbot des § 31 zu umge-

hen. Im Anwendungsbereich des § 37a ist es deshalb 

nun ausnahmslos unzulässig, Anschri;endaten zu 

nutzen. Die Zulässigkeit der Verarbeitung dieser Da-

ten außerhalb des Anwendungsbereichs des § 37a 

bleibt durch Buchstabe d unberührt (d.h., die An-

schri; kann z.B. genutzt werden, um mit der natürli-

chen Person zu kommunizieren). 

Nach Absatz 2 Nummer 2 dürfen Wahrscheinlichkeits-

werte nicht minderjährige Personen betreffen. Dies ent-

spricht Erwägungsgrund 71 (letzter Satz) der Verordnung 

(EU) 2016/679  

In Absatz 2 Nummer 3 führt Buchstabe a den bisherigen 

§ 31 Absatz 1 Nummer 2 dem Inhalt nach fort und unter-

sagt Buchstabe b, dass die genutzten Daten z 

neu (3) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 dürfen nur 

solche Forderungen über eine geschuldete Leistung, 

die trotz Fälligkeit nicht erbracht worden ist, berück-

sich4gt werden, 

1. die durch ein rechtskrä-iges oder für vorläufig voll-

streckbar erklärtes Urteil festgestellt worden sind 

oder für die ein Schuld4tel nach § 794 der Zivilpro-

zessordnung vorliegt, 

2. die nach § 178 der Insolvenzordnung festgestellt 

und nicht vom Schuldner im Prüfungstermin be-

striJen worden sind, 

3. die der Schuldner ausdrücklich anerkannt hat, 

4. bei denen 

a) der Schuldner nach EintriJ der Fälligkeit der 

Forderung mindestens zweimal schri-lich ge-

mahnt worden ist, 

Absatz 3 entspricht den Vorgaben des bisherigen § 31 

Absatz 2 Satz 1. Satz 2 des § 31 Absatz 1 haBe lediglich 

klarstellenden Charakter und wird nicht übernommen. 
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b) die erste Mahnung mindestens vier Wochen 

zurückliegt, 

c) der Schuldner zuvor, jedoch frühestens bei 

der ersten Mahnung, über eine mögliche Be-

rücksich4gung durch eine Auskun-ei unter-

richtet worden ist und 

d) der Schuldner die Forderung nicht bestriJen 

hat, oder 

5. deren zugrunde liegendes Vertragsverhältnis auf-

grund von Zahlungsrückständen fristlos gekündigt 

werden kann und bei denen der Schuldner zuvor 

über eine mögliche Berücksich4gung durch eine 

Auskun-ei unterrichtet worden ist. 

neu (4) Verantwortliche, die Wahrscheinlichkeitswerte im 

Sinne des Absatzes 1 erstellen, 

haben auf Antrag der betroffenen Person in präziser, 

transparenter, verständlicher und 

leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen 

Sprache Folgendes mitzuteilen: 

1. die für die Erstellung genutzten personenbezoge-

nen Daten der betroffenen Person und Kriterien, 

2. die Gewichtung von Kategorien von Kriterien und 

der einzelnen Kriterien zueinander, die den Wahr-

scheinlichkeitswert am stärksten beeinflussen, 

3. die Aussagekra- des konkreten Wahrscheinlich-

keitswerts und 

4. die erstellten Wahrscheinlichkeitswerte und ihre 

Empfänger. 

Die hierfür erforderlichen Informa4onen sind für ein 

Jahr zu speichern. 

Absatz 4 wird vor dem Hintergrund des Ar�kels 22 Ab-

satz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 ge-

schaffen, um aufzugreifen, dass mit dem Scoring beson-

dere Risiken für die betroffene Person verbunden sind, 

deren Auswirkungen und Tragweite o;mals nicht ohne 

weitere Angaben verstanden werden können. 

Absatz 4 Satz 1 unterwir; den Verantwortlichen deshalb 

aus Gründen der Transparenz MiBeilungspflichten. Mit-

zuteilen sind: 

• die für die Erstellung genutzten personenbezogenen 

Daten der betroffenen Person und Kriterien (Nummer 

1), 

• die Gewichtung von Kategorien von Kriterien und der 

einzelnen Kriterien zueinander, die den Wahrschein-

lichkeitswert am stärksten beeinflussen (Nummer 2), 

• die Aussagekra; des konkreten Wahrscheinlichkeits-

werts (Nummer 3) und 

• die erstellten Wahrscheinlichkeitswerte und ihre 

Empfänger (Nummer 4). 

Der Verantwortliche sollte u.a. eine zielgruppenspezifi-

sche Sprache wählen (z.B. bei Zielgruppen, bei denen 

kogni�ve Einschränkungen zu erwarten sind). Um die 

Aussagekra; des Wahrscheinlichkeitswerts in verständli-

cher Form mitzuteilen, kommt die Angabe eines Gini-Ko-

effizienten in Betracht. Zur Erläuterung der Aussagekra; 
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sollte der Wahrscheinlichkeitswert zudem ins Verhältnis 

zu Vergleichswerten anderer Teile der Bevölkerung ge-

setzt werden. So tragen diese Transparenzmaßahmen 

dazu bei, dass für die betroffene Person die besonderen 

Auswirkungen und die Tragweite der Wahrscheinlich-

keitswerte leichter verständlich und überschaubarer und 

so ihre Rechte, Freiheiten und berech�gten Interessen 

gewahrt werden. 

Gemäß Absatz 4 Satz 2 sind für ein Jahr diejenigen Infor-

ma�onen zu speichern, die für die Erfüllung der MiBei-

lungspflicht (Satz 1) erforderlich sind. Die Norm soll si-

cherstellen, dass zumindest für den genannten Zeitraum 

Anträge auf MiBeilung nicht daran scheitern, dass der 

Verantwortliche die Informa�onen gelöscht hat. Die ent-

sprechend dieser Speicherpflicht vorgehaltenen Daten 

dürfen einzig zu dem Zweck der Erfüllung der Transpa-

renzpflichten verarbeitet werden. 

neu (5) Auf Verantwortliche, die Wahrscheinlichkeitswerte 

nach Absatz 1 erstellen oder verwenden, findet § 34 

Absatz 1 Satz 2 keine Anwendung 

Absatz 5 schließt den mit diesem Gesetz eingefügten § 

34 Absatz 1 Satz 2 (Schutz eines Betriebs- oder Ge-

schä;sgeheimnisses) im Anwendungsbereich des § 37a 

aus. Verantwortliche, die ausschließlich auf einer auto-

ma�sierten Verarbeitung beruhende Entscheidungen - 

21 - Drucksache 72/24im Sinne des Ar�kels 22 Absatz 1 

der Verordnung (EU) 2016/679 treffen, unterliegen den 

besonderen Auskun;spflichten des Ar�kels 15 Absatz 1 

Buchstabe h der Verordnung (EU) 2016/679, wonach 

aussagekrä;ige Informa�onen über die involvierte Logik 

sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen 

einer derar�gen Verarbeitung für die betroffene Person 

bereitgestellt werden müssen. § 34 Absatz 1 Satz 2 ent-

hält Regelungen zur Berücksich�gung schützenswerter 

Betriebs- und Geschä;sgeheimnisse bei der Prüfung von 

Auskun;sansprüchen. Aufgrund der besonderen Risiken, 

denen die betroffene Person bei der Verarbeitung von 

Wahrscheinlichkeitswerten ausgesetzt sein kann, und der 

mitunter schwierigen Abgrenzung zur involvierten Logik 

soll der Auskun;sanspruch der betroffenen Person bei § 

37a nicht eingeschränkt werden. Eine inhaltliche 
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Aussage über die Gewichtung schützenswerter Betriebs- 

und Geschä;sgeheimnisse im Kontext der Ar�kel 15 Ab-

satz 1 Buchstabe h und Ar�kel 22 Absatz 1 der Verord-

nung (EU) 2016/679 wird damit nicht getroffen. 

neu (6) Gegenüber einem Verantwortlichen hat die be-

troffene Person hinsichtlich der jeweiligen auf Wahr-

scheinlichkeitswerten nach Absatz 1 beruhenden Ent-

scheidung das Recht auf Anfechtung, Darlegung des 

eigenen Standpunkts und Entscheidung einer natürli-

chen Person. 

Absatz 6 setzt die Mindestvorgaben des Ar�kels 22 Ab-

satz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 zur Schaffung an-

gemessener Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und 

Freiheiten sowie der berech�gten Interessen der be-

troffenen Person um. Anlässlich Ar�kel 22 Absatz 2 Buch-

staben a und c der Verordnung (EU) 2016/679 erklärt Ar-

�kel 22 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679, dass zu 

diesen Maßnahmen mindestens das Recht auf Erwirkung 

des Eingreifens einer Person seitens des Verantwortli-

chen, auf Darlegung des eigenen Standpunkts und auf 

Anfechtung der Entscheidung gehört. Dieser Mindest-

standard wird auch für die Regelungen im neuen § 37a 

Absatz 1 übernommen. Die Regelung stellt darüber hin-

aus klar, dass diese Rechte jene Entscheidungen im Sinne 

des Ar�kels 22 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 

betreffen, die von dem jeweiligen Verantwortlichen 

selbst getroffen werden. 

Kapitel 4 Aufsichtsbehörde für die Datenverarbeitung durch nichtöffentliche Stellen 
§ 40 Aufsichtsbehörden der Länder 
(2) Hat der Verantwortliche oder Au-ragsverarbeiter 

mehrere inländische Niederlassungen, findet für die 

Bes4mmung der zuständigen Aufsichtsbehörde Ar4kel 

4 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2016/679 entspre-

chende Anwendung. Wenn sich mehrere Behörden für 

zuständig oder für unzuständig halten oder wenn die 

Zuständigkeit aus anderen Gründen zweifelha- ist, tref-

fen die Aufsichtsbehörden die Entscheidung gemein-

sam nach Maßgabe des § 18 Absatz 2. § 3 Absatz 3 und 

4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes findet entspre-

chende Anwendung. 

(2) Hat der Verantwortliche oder Au-ragsverarbeiter 

mehrere inländische Niederlassungen, findet für die 

Bes4mmung der zuständigen Aufsichtsbehörde Ar4kel 

4 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2016/679 entspre-

chende Anwendung. Wenn sich mehrere Behörden 

für zuständig oder für unzuständig halten oder wenn 

die Zuständigkeit aus anderen Gründen zweifelha- ist, 

treffen die Aufsichtsbehörden die Entscheidung ge-

meinsam nach Maßgabe des § 18 Absatz 3. Die Auf-

sichtsbehörden bes4mmen auch dann gemeinsam die 

zuständige Behörde nach Maßgabe des § 18 Absatz 2, 

wenn ein Verantwortlicher oder ein Au-ragsverarbei-

ter keine inländische Niederlassung hat. § 3 Absatz 3 

und 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes findet ent-

sprechende Anwendung. 

Der geänderte Verweis auf § 18 ist redak�onelle Folge-

änderung zur dor�gen Änderung der Absätze. 

Die Ergänzung in § 40 Absatz 2 erfolgt vor dem Hinter-

grund, dass sich in der Anwendungspraxis Unsicherheit 

darüber gezeigt hat, wie nach § 40 Absatz 2 die zustän-

dige Datenschutzaufsichtsbehörde zu ermiBeln ist, wenn 

ein Unternehmen in Deutschland keine Niederlassung 

hat. 
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neu § 40a Aufsichtsbehörde gemeinsam verantwortlicher Unternehmen 
neu (1) Sind Unternehmen gemeinsam Verantwortliche 

gemäß Ar4kel 26 der Verordnung (EU) 2016/679 und 

mehrere Aufsichtsbehörden für sie zuständig, können 

die Unternehmen gemeinsam anzeigen, dass sie ge-

meinsam verantwortliche Unternehmen sind und des-

halb Drucksache 72/24 - 6 -für die von ihnen gemein-

sam verantwortete Datenverarbeitung allein die Auf-

sichtsbehörde zuständig sein soll, in deren Zuständig-

keitsbereich das Unternehmen fällt, das in dem der 

Anzeige vorangegangenen Geschä-sjahr den größten 

Jahresumsatz erzielt hat. Hat ein Unternehmen welt-

weit Umsatz erzielt, ist dieser maßgeblich. Die ge-

meinsame Anzeige ist an alle Aufsichtsbehörden zu 

richten, die für die gemeinsam verantwortlichen Un-

ternehmen zuständig sind. Sie muss die Vereinbarung 

gemäß Ar4kel 26 der Verordnung (EU) 2016/679 und 

die das umsatzstärkste Unternehmen nachweisenden 

Unterlagen enthalten. Ab dem Zeitpunkt, zu dem die 

Anzeige im Sinne der Sätze 1 und 2 bei der für das 

umsatzstärkste Unternehmen zuständigen Behörde 

eingegangen ist, wird diese die allein zuständige Auf-

sichtsbehörde. 

§ 40a dient (ebenso wie §§ 16a, 18 und § 27 Absatz 5) 

der im Koali�onsvertrag vorgesehenen „besseren Durch-

setzung und Kohärenz des Datenschutzes“. 

Die Norm knüp; an die in Ar�kel 26 der Verordnung (EU) 

2016/679 geregelten gemeinsam 

Verantwortlichen an. In der Rechtsanwendungspraxis ist 

die gemeinsame Verantwortlichkeit ein Rechtsins�tut 

mit großen prak�schen Auswirkungen. Nach der Recht-

sprechung des Europäischen Gerichtshofs (siehe Urteile 

vom 5.6.2018 – C-210/16 „Facebook-Fanpages“, 

10.7.2018 – C-25/17 „Zeugen Jehovas“, 29.7.2019 – C-

40/17 „Fashion ID“) ist der Anwendungsbereich der ge-

meinsamen Verantwortlichkeit sehr weit gefasst. Als An-

wendungsfälle gemeinsamer Verantwortlichkeit könnten 

z.B. in Betracht kommen: Datenpla]ormen, Unterneh-

menspräsenz in sozialen Medien (wie Facebook, X, Insta-

gram, XING), Stammdatenverwaltung im Unternehmens-

verbund, konzernweites Customer-Rela�onship-Manage-

ment oder Nutzung eigener Datenbestände für Werbe-

zwecke DriBer. Für die Frage, wann eine gemeinsame 

Verantwortlichkeit vorliegt, ist die Entscheidungspraxis 

der Aufsichtsbehörden und des Europäischen Gerichts-

hofs maßgeblich. 

Nach der Begriffsbes�mmung des Ar�kels 4 Nummer 18 

der Verordnung (EU) 2016/679 sind Unternehmen natür-

liche und juris�sche Personen, die eine wirtscha;liche 

Tä�gkeit ausüben, unabhängig von ihrer Rechtsform, 

einschließlich Personengesellscha;en oder Vereinigun-

gen, die regelmäßig einer wirtscha;lichen Tä�gkeit 

nachgehen. Das Anknüpfungskriterium des Jahresumsat-

zes ist im Datenschutzrecht bereits im Zusammenhang 

mit der Verhängung von Geldbußen (Ar�kel 83 der Ver-

ordnung (EU) 2016/679) bekannt.  

Sind Unternehmen nicht oder nicht mehr gemeinsam 

Verantwortliche, ist der Anwendungsbereich des § 40a 

nicht eröffnet. Wie jede andere Behörde ist die nach § 

40a allein zuständige Aufsichtsbehörde an Gesetz und 
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Recht gebunden und prü; im Rahmen ihrer Tä�gkeit, ob 

die Voraussetzungen der speziellen Zuständigkeitsnorm 

des § 40a vorliegen. Ist dies nicht der Fall, kann die Be-

hörde mangels örtlicher Zuständigkeit nicht unter Beru-

fung auf § 40a tä�g werden (und bes�mmt sich die örtli-

che Zuständigkeit nach § 40). 

Absatz 1 Satz 5 schaY Rechtssicherheit für die Fälle, in 

denen die Anzeige beziehungsweise die nachweisenden 

Unterlagen zu unterschiedlichen Zeitpunkten bei den 

Aufsichtsbehörden eingehen. 

neu (2) Die Rücknahme einer Anzeige kann nur gemein-

sam erfolgen. Sie ist an alle Aufsichtsbehörden im 

Sinne des Absatzes 1 Satz 3 zu richten. Ab dem Zeit-

punkt, zu dem die Rücknahme bei der allein zuständi-

gen Behörde eingegangen ist, enWällt ihre alleinige Zu-

ständigkeit. 

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen die Unternehmen eine 

Anzeige zurücknehmen möchten. 

neu (3) § 3 Absatz 3 und 4 des Verwaltungsverfahrensge-

setzes findet entsprechende Anwendung. 

Der in Absatz 3 vorgesehene Verweis auf § 3 Verwal-

tungsverfahrensgesetz entspricht dem 

Verweis in § 40 Absatz 2. 
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